Peeußiſche Gi ehfammlung 


Nr 10. 


Jahrgang 1919 


(Nr. 11739.) Verordnung, betreffend die Zufammenfegung der Kreistage und einige weitere 
Anderungen der Kreisordnungen. Vom 18. Februar 1919. 


Di Preußiſche Regierung verordnet mit Geſetzeskraft, was folgt: 
81. 

Wahlberechtigt zum Kreistag iſt: 

1. der Wahlverband der Städte, der die Stadtgemeinden des Kreiſes nach 
näherer Beſtimmung der einzelnen Kreisordnungen umfaßt, 

2. der Wahlverband der Landgemeinden (in der Rheinprovinz: der Land⸗ 
bürgermeiſtereien, in Weſtfalen: der Amtsverbände), der die Land⸗ 
gemeinden (Landbürgermeiſtereien, Amtsverbände) und die noch nicht 
eingemeindeten Gutsbezirke umfaßt, 

$2 
Die jedem Kreiſe nach den beſtehenden Beſtimmungen zuftehende Zahl von 
Kreistagsabgeordneten wird auf die Wahlverbände ($ 1) nach folgenden Grunde 
ö ſätzen verteilt: 

1. Die Zahl der ſtädtiſchen Abgeordneten wird nach dem Verhältniſſe der 
ſtädtiſchen und ländlichen Bevölkerung, wie es durch die letzte allgemeine 
Volkszählung feſtgeſtellt iſt, beſtimmt. 

2. Die nach Abzug der ſtädtiſchen Abgeordneten übrig bleibende Zahl der 
Kreistagsabgeordneten wird von dem Wahlverbande der Landgemeinden 
(Landbürgermeiſtereien, Amtsverbände) gewählt. 

In Kreiſen, in denen keine Stadtgemeinde vorhanden iſt, werden ſämtliche 

Kreistagsabgeordnete von dem Wahlverbande der Landgemeinden (Landbürger⸗ 
meiſtereien, Amtsverbände) gewählt. 


. 

Hinſichtlich der Verteilung der von dem Wahlverbande der Städte zu 
wählenden Abgeordneten auf die einzelnen Städte und die Bildung von Städte⸗ 
wahlbezirken ſowie hinſichtlich der Wahlen in den Städten bezw. Städtewahl⸗ 
bezirken bewendet es bei den beſtehenden Beſtimmungen mit folgenden Maßgaben: 

1. Für die Wahlen der ſtädtiſchen Kreistagsabgeordneten find die Stadt⸗ 

verordnetenverſammlungen (Bürgervorſteherkollegien) ohne Beteiligung 
der Magiſtrate zuſtändig. 

2. In Städtewahlbezirken treten die Stadtverordnetenverſammlungen (Bürger⸗ 

vorſteherkollegien) der beteiligten Städte ohne Beteiligung der Magiſtrate 
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zu einer gemeinfchaftlichen Wahlverſammlung an dem von dem Kreis⸗ 
ausſchuſſe beſtimmten Wahlort unter der Leitung und dem Vorſitze 
des von der Wahlverſammlung zu wählenden Stadtverordneten (Bürger⸗ 
vorſtehers) zur Wahl zuſammen. 

3. Die Wahlen erfolgen in Städten oder Städtewahlbezirken, auf die 
mindeſtens drei Kreistagsabgeordnete entfallen, nach den Grundſätzen 
der Verhältniswahl; die näheren Beſtimmungen über das Verhältnis⸗ 
wahlſyſtem erläßt der Kreisausſchuß. 


SA, 
Soweit bei der Unterverteilung der dem Wahlverbande der Wahlgemeinden 


(Landbürgermeiſtereien, Amtsverbände) zugewieſenen Kreistagsabgeöordneten auf 


eine Landgemeinde (Landbürgermeiſterei, einen Amtsverband) nach der Seelenzahl 
mindeſtens ein Abgeordneter entfällt, erfolgen die Wahlen durch die Gemeinde⸗ 
vertretung dieſer Gemeinde (durch die Bürgermeiſterei-, Amtsverſammlung dieſer 
Bürgermeiſterei bzw. dieſes Amtsverbandes). Dabei ſind, ſoweit auf eine Land⸗ 
gemeinde (Landbürgermeiſterei, einen Amtsverband) mindeſtens drei Kreistags⸗ 
abgeordnete entfallen, die Wahlen nach den Grundſätzen der Verhältniswahl vor⸗ 
zunehmen; die näheren Beſtimmungen hierüber erläßt der Kreisausſchuß. 

Für die Wahl der übrigen auf dieſen Wahlverband entfallenden Kreis⸗ 
tagsabgeordneten werden die zugehörigen Landgemeinden und Gutsbezirke (Land⸗ 
bürgermeiſtereien, Amtsverbände) zu Wahlbezirken nach Maßgabe der beſtehenden 
Beſtimmungen vereinigt, auf deren jeden indeſſen mindeſtens drei Abgeordnete 
entfallen. Iſt hiernach eine Wahlbezirksbildung nicht möglich, ſo findet die 
Wahl ohne Wahlbezirke ſtatt. Die in dieſem Abſatze behandelten Kreistags⸗ 
abgeordneten werden im Wege der allgemeinen, unmittelbaren und geheimen 
Wahlen nach den Grundſätzen der Verhältniswahl gewählt. Jeder Wähler hat 
eine Stimme, wahlberechtigt ſind alle im Beſitze der deutſchen Reichsangehörigkeit 
und der bürgerlichen Ehrenrechte befindlichen Männer und Frauen, welche das 
zwanzigſte Lebensjahr vollendet haben, im Kreiſe ſeit ſechs Monaten ihren Wohn⸗ 
fig haben und weder entmündigt find, noch unter vorläufiger Vormundſchaft 
ſtehen. Wohnſitz im Kreiſe hat jeder, der in ihm eine Wohnung unter Un 
ſtänden innehat, die auf die Abſicht einer dauernden Beibehaltung ſchließen laſſen. 

Bei den erſtmaligen Kreistagswahlen iſt gegen die Bildung von Wahl 
bezirken (Abſ. 2) die Beſchwerde an das Miniſterium des Innern binnen zwei 
Wochen zuläſſig. a 


8 5. 
Für die Wahlen der auf Grund des § 4 Abſ. 2 zu wählenden Kreistags- 
abgeordneten ſind erſtmalig die Wählerliſten zur preußiſchen Landesverſammlung 


anzuwenden. Von dem Erforderniſſe des ſechsmonatlichen Wohnſitzes im Kreiſe 


wird hierbei abgeſehen. 

Nachtragungen in die Wählerliſten gemäß § 6 Abſ. 2 der Wahlordnung 
für die Wahlen zur verfaſſunggebenden deutſchen Nationalverſammlung (Neichs⸗ 
Geſetzbl. S. 1353) ſind zuläſſig. N ö 
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Im übrigen gilt die im vorigen Abſatze genannte Wahlordnung hinſichtlich 
der Wahlen nach § 4 Abſ. 2 mit folgenden Maßgaben: 1 85 

1. Der Kreisausſchuß ſetzt nach Bedarf innerhalb der Wahlbezirke oder 
im Falle des § 4 Abſ. 2 Satz 2 innerhalb der bei der unmittelbaren 
Wahl beteiligten Kreisteile Stimmbezirke feſt. 

2. Der Kreisausſchuß ernennt für jeden Wahlbezirk oder im Falle des 
$4 Abſ. 2 Satz 2 für die bei der unmittelbaren Wahl beteiligten 
Kreisteile einen Wahlkommiſſar, für jeden Stimmbezirk einen Wahl⸗ 
vorſteher und einen Stellvertreter für letzteren. Der Wahlvorſteher 
ernennt aus den Wahlberechtigten des Stimmbezirkes zwei bis vier 
Beiſitzer und einen Schriftführer. 

3. Der Kreisausſchuß iſt berechtigt, die in §§ 11 und 12 des Reichs⸗ 
wahlgeſetzes vom 30. November 1918 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1345) und 
ss 12 und 17 der Wahlordnung vom 30. November 1918 Geichs— 
Geſetzbl. S. 1353) vorgeſehenen Friſten abzuändern. 

4. In Wahlbezirken oder im Falle des § 4 Abſ. 2 Satz 2 in den bei 
der direkten Wahl beteiligten Kreisteilen müſſen die Wahlvorſchläge 
von mindeſtens 15 zur Ausübung der Wahl berechtigten Perſonen der 
Wahlbezirke (Kreisteile) unterzeichnet ſein. 


86. 

Wählbar zum Mitgliede des Kreistags iſt im Wahlverbande der Städte 
jeder im Beſitze des Gemeindewahlrechts befindliche Einwohner der im Kreiſe 
gelegenen Städte, im Wahlverbande der Landgemeinden (Landbürgermeiſtereien, 
Amtsverbände) jeder wahlberechtigte Einwohner einer kreisangehörigen Land⸗ 
gemeinde oder eines kreisangehörigen Gutsbezirkes. Dabei iſt ſtets mindeſtens 
ein ſechs Monate langer Wohnſitz im Kreiſe erforderlich. 

ER 

Aufgehoben werden Vorſchriften, wonach beſtimmte Beamtengruppen von 


der Wahl zum Kreistag oder zum Kreisausſchuß ausgeſchloſſen ſind. 


§8. 

Durch Kreistagsbeſchluß kann für die Mitglieder des Kreistags und des 
Kreisausſchuſſes eine angemeſſene Entſchädigung für die Teilnahme an Sitzungen 
dieſer Körperſchaften feſtgeſetzt werden; im allgemeinen iſt dann aber nur eine 
Vergütung feſtzuſetzen, welche den Reiſekoſten und dem entgangenen Arbeits⸗ 
verdienſt entſpricht. 

Hinſichtlich der Vergütungen für die Mitglieder der Kreiskommiſſionen 
bewendet es bei den beſtehenden Beſtimmungen. 

eh 

Soweit in den vorſtehenden Beſtimmungen nichts anderes vorgeſehen tft, 
gelten für die Zuſammenſetzung der Kreistage ſinnentſprechend die bisherigen 
Vorſchriften einſchließlich der §§ 2 ff. des Geſetzes vom 6. Juni 1900 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 147). 


IB 


8.10. 

De beſtehenden Kreistage werden aufgelöſt. Es iſt ſofort eine anderweite 
Verteilung der Kreistagsabgeordneten auf die einzelnen Wahlverbände und bis 
ſpäteſtens zum 4. Mai 1919 eine Neuwahl ſämtlicher Kreistage vorzunehmen. 
Die anderweite Verteilung bleibt für einen Zeitraum von je ſechs Jahren maß⸗ 
gebend. Im übrigen behält es bei den bezüglichen Beſtimmungen der Kreis⸗ 
ordnungen ſinngemäß ſein Bewenden. 

Die Mitglieder des Kreistags bleiben bis zur erfolgten Neuwahl in ihren 
Amtern. 

911. 

Die neugewählten Kreistage ſind binnen 30 Tagen nach der Wahl zu⸗ 
ſammenzuberufen und haben dabei die neuen Mitglieder für die Kreisausſchüſſe und 
die Kreiskommiſſionen zu wählen. 

Die Wahlen zum Kreisausſchuß und zu den Kreiskommiſſionen erfolgen 
nach dem Verhältniswahlſyſtem, für das die näheren Beſtimmungen durch Kreis- 
tagsbeſchluß getroffen werden. 

Wählbar zum Kreisausſchuß und zu den Kreiskommiſſionen iſt jeder wahl⸗ 
berechtigte Einwohner einer Gemeinde oder eines Gutsbezirks des Kreiſes. Dabei 
iſt ſtets mindeſtens ein ſechs Monate langer Wohnſitz im Kreiſe erforderlich. 

Bis zu der Neuwahl (Abſ. 1) bleiben die Mitglieder der Kreisausſchüſſe 
und der Kreiskommiſſionen behufs Erledigung der laufenden Geſchäfte in ihren 
Amtern. 

912 
$ 74 der Kreisordnung für die Provinzen Oſt⸗ und Westpreußen, 
Brandenburg, Pommern, Schleſien und Sachſen, 
§ 24 der Kreisordnung für die Provinz Heſſen⸗Naſſau, 
§ 22 der Kreisordnung für die Provinz Hannover, 
$ 66 der Kreisordnung für die Provinz Schleswig⸗Holſtein, 
$ 30 der Kreisordnung für die Rheinprovinz, 
§ 30 der Kreisordnung für die Provinz Weſtfalen 
un folgende Faſſung: 

Der Landrat wird vom Staatsminiſterium ernannt. 

Der Kreistag iſt befugt, für die Beſetzung des erledigten Landratsamts 
geeignete Perſonen in Vorſchlag zu bringen. 

813. 

Die Provinzen Poſen und ee der Regierungsbezirk Oppeln und 
die Hohenzollernſchen Lande bleiben bis auf weiteres von dem Geltungsbereich 
der Beſtimmungen in $$ 1 bis 11 dieſer Verordnung ausgeſchloſſen. 

Weimar, den 18. Februar 1919. 

Die Preußiſche Regierung. 
Hirſch. Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. Südekum. Heine. 


Redigiert im Büro des Stagtsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen auf einzelne Stüde der Preußiſchen Geſezſammlung und auf die Haupt⸗Sachverzeichniſſe (1806 bis 1883 zu 
6,25 , und 1884 bis 1913 zu 4,60 ) find an die Poſtanſtalten zu richten. 


